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Drucksache VI/171 


Vorblatt 


Verordnung zur Änderung des Deutschen Teil-Zoll- 
tarifs (Erhöhung des Zollkontingents für Sulfat- oder 

Natronzellstoff) 

(Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Produktion der Mitgliedsländer der Europäischen Gemein- 
schaft an Papierhalbstoffen deckt den deutschen Bedarf nicht. 


B. Lösung 

Ein schon bestehendes zollfreies Zollkontingent für das Jahr 
1969 zum Bezug von Papierhalbstoffen aus Drittländern soll des- 
halb um 270 000 t aufgestockt werden. 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

Es entstehen keine zusätzlichen Einnahmeausfälle, weil es sich 
lediglich um die Fortsetzung einer schon bestehenden Maß- 
nahme handelt. 
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Sdiriitlidier Beridit 

des Ausschusses für Wirtschaft 
(8. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung beschlossene Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 17/69 — 
Erhöhung des Zollkontingents für Sulfat- oder Natronzellstoff) 

— Drucksache VI/112 — 


A. Bericht des Abgeordneten van Delden 


Die Zoll-Verordnung — Drucksache VI/112 — 
wurde vom Herrn Präsidenten mit Schreiben vom 
2. Dezember 1969 dem Ausschuß für Wirtschaft als 
dringliche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Beratung 
überwiesen. 

a) Die Bundesrepublik ist berechtigt, für Halbstoffe 
zur Papierherstellung (Tarif-Nr. 47.01 - A, B I und 
II) — gestützt auf das Protokoll Nr. VII zum Ab- 
kommen betr. die Waren der Liste G — zoll- 
begünstigte Drittlandskontingente zu gewähren, 
weil die Bundesrepublik auf Einfuhren aus Nicht- 
EWG-Ländern angewiesen ist und die Einfuhr 
bei Anwendung des regelmäßigen Zollsatzes von 
4,8 ®/o des Wertes sich nachteilig auf die Preise 
dieser Waren und die daraus hergestellten Er- 
zeugnisse auswirken würde. 


b) Sulfat- oder Natronzellstoff wird in den EWG- 
Ländern nicht in ausreichender Menge herge- 
stellt. Die Bundesregierung hatte deshalb für das 
Kalenderjahr 1969 ein Zollkontingent in Höhe 
von 850 000 t zum Zollsatz „frei" eröffnet (vgl. 
Drucksachen V/3708, V/3760). 

Die Bundesregierung beabsichtigt nun, um dem 
verstärkten Bedarf an Papierhalbstoffen in der ge- 
genwärtigen Hochkonjunktur zu entsprechen, das 
zollfreie Kontingent auf insgesamt 1 120 000 t zu er- 
höhen. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
Industrie ihren Bedarf nicht ausschließlich aus den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft decken kann. Na- 
mens des Ausschusses empfehle ich dem Hohen 
Haus, der Verordnung zuzustimmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


van Delden 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache VI/112 — zuzustim- 
men. 


Bonn, den 11. Dezember 1969 


Der Ausschuß für Wirtsdiaft 

Kienbaum van Beiden 

Vorsitzender Berichterstatter 
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